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Rechtsmittel in der Steuerverwaltung

Steuerzahler sind nicht wehrlos gegen die Ver-
fahren und Entscheidungen der NAV – ihnen stehen
Rechtsmittel in der NAV und auch gerichtlich zur
Verfügung. »  Seite 1 

Veröffentlichung des Abschlusses bzw. Sank-
tionen für das Fehlen des e-Abschlusses 

Die Veröffentlichung der Abschlüsse ist für alle
Unternehmen mit doppelter Buchführung ver-
bindlich. Das Fehlen des e-Abschlusses kann zu
Sanktionen führen. »   Seite 2

Liebe Leserinnen, liebe Leser,
Ein Mandant kam letztens mit der
Nachricht zu uns, dass das Finanzamt
aufgelöst wird. Ich vernahm dies mit
starker Skepsis, aber um seine Worte
zu beweisen, zeigte er mir ein Papier,
in dessen Kopfzeile neben dem offi-
ziellen Logo der Finanzbehörde stand:
„Letzte Aufforderung”.
Nun ja, ich gebe zu, dass ich diese
Story eigentlich aus einem in den
dreißiger Jahren gedrehten ungari-
schen Film entnommen habe, doch
wäre es eigentlich gut, uns diese ab-
surde Situation für einen Moment
vorzustellen.
Die Wirklichkeit zeigt ein genau ent-
gegengesetztes Bild. Außer dem
Kundenportal können wir bald auch
über das Firmenportal mit dem
Finanzamt kommunizieren (davon
handelte auch unser vorgestern er-
schienener WTS Klient Newsflash),
und auch der erste Artikel dieses
Newsletters befasst sich mit den
Rechtsmittelmöglichkeiten der Steuer-
zahler gegenüber der Finanzbehörde.
Unter Berücksichtigung all dessen
wünsche ich Ihnen, dass sie vom
Finanzamt anstelle der Illusion einer
irreführenden Nachricht „Letzte Auf-
forderung” eher ein Schreiben mit
dem Stichwort „Einstufung als zuver-
lässiger Steuerzahler” bekommen!

Zoltán Lambert
Geschäftsführender Partner

Rechtsmittel in der Steuerverwaltung

Autor: dr. Tamás Felsmann  
tamas.felsmann@wtsklient.hu

Selbst bei vorsichtigster Vorge-
hensweise der Steuerzahler und
der Anwendung der Mittel, die
durch das Gesetz über die Abga-
benordnung bereitgestellt wer-
den  (z.B. Selbstrevision, Unter-
stützungsverfahren), können im
Zusammenhang mit dem Ver-
fahren der ungarischen Steuer-
behörde (NAV) Rechtsstreitig-
keiten entstehen. Gegen die be-
anstandeten Verfahren und Ent-
scheidungen sind die Steuer-
zahler in Ungarn jedoch nicht
wehrlos. Es stehen zahlreiche
Rechtsmittel (Einspruch, Auf-

sichtsverfahren, Gerichtsverfahren) zur Verfügung, mit dessen grundsätzlichsten und im Normalfall
gültigen Regelungen sich unser Artikel beschäftigt.

Der Einspruch

Als primäres Rechtsmittel kann der Einspruch wahrgenommen werden. Der Einspruch gegen die
Entscheidung der Komitatsbehörde der NAV muss an die zweite Instanz (Oberbehörde der NAV –
„NAV Fellebbviteli Igazgatóság“) adressiert, aber bei der NAV eingereicht werden, die den erstin-
stanzlichen Beschluss gefällt hat. Die Einspruchsfrist in Ungarn beträgt grundsätzlich 15 Tage nach
Zustellung des erstinstanzlichen Beschlusses (bei nachträglicher Steuerfestsetzung 30 Tage). 
Im Regelfall ist der Einspruch die Voraussetzung für ein Gerichtsverfahren, d.h. der Weg zum
Gericht ist nur dann geebnet, wenn gegen den beanstandeten Beschluss der NAV Einspruch
erhoben wurde. Im Einspruchsschreiben sollte dargelegt werden, aus welchem Grund und wie
weit man mit der Stellungnahme des Finanzamtes nicht einverstanden ist. Die ungarische Ober-
behörde überprüft den Beschluss und das vorhergehende Verfahren, wogegen Einspruch erhoben
wurde. Hierbei wird jedoch nicht berücksichtigt, von wem und warum Einspruch erhoben wurde.
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Bei beanstandeten Verfahren 
in der Steuerverwaltung stehen 
folgende grundsätzliche Rechts-
mittel zur Verfügung:

→ Einspruch – Voraussetzung für einen 
gerichtlichen Weg, die Einreichungs-
frist muss streng eingehalten werden

→ Aufsichtsverfahren – kann von Amts 
wegen oder auf Antrag innerhalb der 
Verjährungsfrist jederzeit erfolgen

→ Gerichtsverfahren (Steuerprozess) – 
Ausschlussfrist, externes Rechtsmittel 

http://wtsklient.hu/de/2017/07/18/firmenportal/
http://wtsklient.hu/de/2017/03/17/selbstrevision/
http://wtsklient.hu/de/2017/02/17/unterstutzungsverfahren/
http://wtsklient.hu/de/2017/02/17/unterstutzungsverfahren/


Vor Einlegung des Einspruchs ist es aber gut zu wissen, dass die Einspruchserhebung in Ungarn gebührenpflichtig ist (die Höhe kann
von 5.000 bis zu 500.000 HUF – von ca. 16 bis ca. 1.600 EUR – betragen), bzw. dass für den Einspruchsteller der Einspruch ein nachteili-
geres Urteil als den erstinstanzlichen Beschluss zur Folge haben könnte. 

Das Aufsichtsverfahren

Gegen den rechtskräftigen Beschluss kann in Ungarn an das übergeordnete Finanzamt ein Antrag auf ein Aufsichtsverfahren gestellt
werden (bei der Oberbehörde der NAV gilt die Zentralleitung der NAV – „NAV Központi Irányítás” als übergeordnetes Amt), aber auch
von Amts wegen kann ein Aufsichtsverfahren eingeleitet werden. Das Aufsichtsverfahren ist im Wesentlichen nicht an einen Termin
gebunden und kann innerhalb der Verjährungsfrist jederzeit erfolgen. Die Einreichung einer Klage schließt die Antragstellung auf
ein Aufsichtsverfahren nicht aus, die Inanspruchnahme der zwei Rechtsmittel kann auch gleichzeitig erfolgen. Obwohl das überge-
ordnete Finanzamt bei Einleitung des Gerichtsverfahrens durch den Steuerzahler den Antrag auf ein Aufsichtsverfahren grundsätzlich
ohne Überprüfung ablehnen kann, erfolgt in Ungarn in der Regel aufgrund des Gewohnheitsrechts keine Ablehnung des Antrags. 
Die Gebühr des Aufsichtsverfahrens ist identisch mit der des Einspruchs. Ein wichtiger Unterschied im Vergleich zu den Regelungen des
Einspruchs ist, dass kein Beschluss gefasst werden kann, bei dem als Folge des Antrags auf ein Aufsichtsverfahren die Steuerverpflich-
tung für den ungarischen Steuerzahler höher ausfällt. Sollte eine Verschlechterung des Beschlusses erfolgen, dann wird der rechts-
widrige Beschluss für nichtig erklärt und die Einleitung eines neuen Verfahrens veranlasst, bei dem alle möglichen Rechtsmittel
erneut zur Verfügung stehen.

Das Gerichtsverfahren

Die an das Gericht adressierte Klage ist ein garantiebehaftetes Rechtsmittel, das den rechtschaffenen und rechtmäßigen Betrieb der
Steuerverwaltung sichert. Die Klageschrift kann in Ungarn innerhalb von 30 Tagen nach der zweitinstanzlichen Beschlusszustellung
(nach Eintreten der Rechtskraft) mit der Begründung einer Gesetzwidrigkeit beim erstinstanzlichen Finanzamt eingereicht werden. 
In der Klageschrift kann gleichzeitig auch das Aussetzen der Vollstreckung des steuerbehördlichen Beschlusses beantragt werden. 
Bei der Gerichtsklage ist das Gericht in Ungarn an den Antrag gebunden, so kann keine Verschlechterung des Beschlusses des Finanz-
amtes erfolgen, bei Prozessverlust werden aber Gebühren und andere Prozesskosten erhoben. Obwohl ein Gerichtsverfahren lang-
wierig und mühselig ist, und die Quote für einen Prozessgewinn für die NAV überragend gut ist, empfiehlt es sich trotzdem immer,
in den neuen und ungewöhnlichen Steuerfragen die Einleitung eines Gerichtsverfahrens gut zu überlegen.

Veröffentlichung des Abschlusses bzw. Sanktionen für das Fehlen des e-Abschlusses 

Autorin: Anita Toki   
anita.toki@wtsklient.hu

Die Gesellschaften müssen in Ungarn ihren vereinfachten Jahres-
abschluss bzw. Jahresabschluss bis zum letzten Tag des 5. Monats
nach dem Bilanzstichtag des Geschäftsjahres (bei Unternehmen mit
Geschäftsjahr analog dem Kalenderjahr ist das der 31. Mai) bzw.
ihren Konzernabschluss bis zum letzten Tag des 6. Monats nach dem
Bilanzstichtag des Geschäftsjahres (bei Unternehmen mit Geschäfts-
jahr analog dem Kalenderjahr ist das der 30. Juni) veröffentlichen
und hinterlegen. Diese Veröffentlichung und Hinterlegung können
die Gesellschaften ab 1. Dezember 2016 über das Onlinesystem für
e-Abschlüsse und zur Ausfüllhilfe (OBR-System) erfüllen, in dem
diese elektronischen Abschlüsse (Abkürzung: e-Abschluss) später
von jedem zurückgesucht, eingesehen und herunterladen werden
können. Doch eilen wir nicht so sehr voraus!

Wer ist verpflichtet, seinen Abschluss elektronisch zu veröffentlichen und zu hinterlegen?

Im Sinne von § 154 des Gesetzes Nr. C von 2000 über die Rechnungslegung muss in Ungarn jeder Unternehmer mit doppelter Buch-
führung (einschließlich der ungarischen Zweigniederlassung eines Unternehmens mit ausländischem Sitz) seinen Jahresabschluss hinter-
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Veröffentlichung des Abschlusses
und Sanktionen für das Fehlen des
e-Abschlusses

→ Veröffentlichungsfrist
→ Veröffentlichungspflichtige und 

Ausnahmen
→ Onlinesystem für e-Abschlüsse und 

zur Ausfüllhilfe (OBR-System)
→ Sanktionen bei einer fehlenden 

Veröffentlichung



legen und veröffentlichen. Dadurch wird der e-Abschluss für jeden elektronisch zugänglich. Natürlich gibt es auch davon Ausnahmen.
Von der Pflicht der Veröffentlichung und Hinterlegung werden beispielsweise befreit:

→ treuhänderische Vermögensverwalter
→ ungarische Zweigniederlassungen von Unternehmen mit ausländischem Sitz, wenn der Sitz des Mutterunternehmens in einem 

Mitgliedstaat der Europäischen Union liegt bzw., wenn der Sitz des Mutterunternehmens nicht in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union liegt, aber die durch die Rechtsnormen des gegebenen Staates vorgeschriebenen Pflichten zur Abschluss-
erstellung, Wirtschaftsprüfung, Hinterlegung und Veröffentlichung im Einklang mit den einschlägigen Vorschriften der 
Europäischen Union stehen. Die Liste dieser Staaten wird vom Minister beim Einheitlichen Regierungsportal veröffentlicht.

→ Anwaltskanzleien

Es ist wichtig anzumerken, dass die ungarischen Zweigniederlassungen zwar von der Veröffentlichung ihres eigenen Abschlusses
befreit werden, ihre Mutterunternehmen aber den Abschluss nach dessen Erstellung veröffentlichen müssen.

Wie kann man das OBR-System erreichen und nutzen? 

Das Onlinesystem für e-Abschlüsse und zur Ausfüllhilfe kann über die Webseite e-beszamolo.im.gov.hu/ebekuldes erreicht werden.
Der Eintritt in das System erfolgt über das Kundenportal. Nach der Anmeldung besteht die Möglichkeit, unter den folgenden Menü-
punkten zu wählen:

→ Eingereichte Belege und Mitteilungen, wo die von uns früher eingereichten Abschlüsse eingesehen und heruntergeladen 
werden können,

→ Ausfüllen der Belege, wo die Daten des Abschlusses tatsächlich hochgeladen werden können,
→ Zurückladen bzw. Öffnen der heruntergeladenen Belege, wo die Möglichkeit besteht, den früher hochgeladenen und gespei-

cherten (doch noch nicht veröffentlichten) Abschluss zurückzuladen, wodurch die Datenaufnahme nicht wiederholt werden muss.

Nach dem Hochladen der Daten kann das Formular gespeichert bzw. ausgedruckt und über das Kundenportal eingereicht werden, das
innerhalb weniger Minuten auf der Oberfläche der elektronischen Abschlüsse erscheint, wo jeder veröffentlichte e-Abschluss heraus-
gesucht, heruntergeladen und ausgedruckt werden kann.

Was muss veröffentlicht und welche Daten müssen ins OBR-System hochgeladen werden?

→ die Daten der Gesellschaft: Name, Steuernummer, Registernummer, statistischer Code, Sitz,  
→ die Daten der Buchhaltungs- und (wenn es eine gibt) Wirtschaftsprüfungsgesellschaft: Name, Steuernummer, Registernummer, Anschrift,
→ die Daten der für die Buchhaltung und Wirtschaftsprüfung verantwortlichen Person: Name, Anschrift, Registrierungsnummer,
→ die Daten der den Abschluss einreichenden Firma: Name, Steuernummer, Registernummer, Anschrift,
→ die Daten der den Abschluss einreichenden Person: Name, Steueridentifikationscode, Anschrift, Vertretungsstatus,
→ die Daten der zur Unterzeichnung des Abschlusses berechtigten Person/Personen: Name, Steueridentifikationscode, Anschrift,
→ die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung,
→ der Anhang,
→ der Beschluss zur Verwendung des versteuerten Ergebnisses,
→ bei einer verbindlichen Wirtschaftsprüfung der unabhängige Prüfungsbericht mit dem Bestätigungsvermerk oder der Ablehnung 

der Erteilung des Vermerks. Fortsetzung auf Seite 4 
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Hören Sie sich bitte das an!

Vor kurzem erschien ein außerordentlich wichtiges Urteil
des Europäischen Gerichtshofes mit ungarischem Bezug hin-
sichtlich des laufend wiederkehrenden Dilemmas der Reverse-
Charge-Verfahren und der normalen Umsatzsteuerzahlung.
„Das Urteil, in dem es auch um die Rückforderung einer unrecht-
mäßig abgezogenen Vorsteuersumme unmittelbar von der Steuer-
behörde ging, kann sich auch auf die Bußgeldpraxis der Finanz-
behörde auswirken” – sagte Tamás Gyányi, Partner von WTS
Klient Ungarn, der am 20. Juli abends im InfoRadio über den
Fall spricht.
Hören Sie sich unter diesem Link das Gespräch an!
Das Gespräch ist nur auf Ungarisch erreichbar.

„Die mit der Steuerzahlung verbundenen
Urteile des Europäischen Gerichtshofes
enthalten wichtige Botschaften für die
ungarischen Steuerzahler.” 

Tamás Gyányi, WTS Klient Ungarn
Partner

Quelle: inforadio.hu

https://e-beszamolo.im.gov.hu/ebekuldes
http://wtsklient.hu/de/2017/04/24/die-nutzung-vom-kundenportal/
http://wtsklient.hu/2017/07/20/nav-birsagolasi-gyakorlata/
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Was für Sanktionen gibt es, wenn eine Gesellschaft ihren Abschluss nicht rechtzeitig einreicht und deshalb der für das gegebene
Jahr herunterzuladende e-Abschluss fehlt? 

Wenn eine Gesellschaft in Ungarn ihre Veröffentlichungs- und Hinterlegungspflicht verspätet erfüllt, kann sie mit einem Versäumnis-
bußgeld rechnen, das sich bis 500.000 HUF (ca. 1.600 EUR) erstrecken kann. Gleichzeitig mit der Verhängung des Bußgeldes schickt
die Nationale Steuer- und Zollbehörde der Gesellschaft ein Mahnschreiben, in dem sie eine Zusatzfrist von 30 Tagen zur Beseitigung
des Versäumnisses setzt. 

Wenn die Gesellschaft ihre Veröffentlichungspflicht auch nach Ablauf der oben erwähnten Zusatzfrist nicht nachgeholt hat, schickt die
Nationale Steuer- und Zollbehörde neuerlich ein Mahnschreiben an die Gesellschaft, in dem sie zur Beseitigung des Versäumnisses
eine Zusatzfrist von 60 Tagen setzt und gleichzeitig damit kann sie auch ein Versäumnisbußgeld bis zu 1 Million HUF (ca. 3.200 EUR)
verhängen.

Wenn der e-Abschluss nach der zweiten Zusatzfrist noch immer nicht erreichbar ist, d. h, der Abschluss nicht veröffentlicht wurde,
löscht die Nationale Steuer- und Zollbehörde die Steuernummer des Steuerzahlers und beantragt, die Firma für aufgelöst zu erklären.

In der Praxis bekommen die Steuerzahler mit normalem Geschäftsjahr die ersten Mahnschreiben gewöhnlich gegen Ende Juli bzw.
Anfang August, und auf ihrem laufenden Steuerkonto erscheint gleichzeitig damit auch das verhängte Versäumnisbußgeld. 

Es ist noch wichtig zu erwähnen, dass die Daten der über das OBR-System hochgeladenen Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrech-
nung vom System rechnerisch kontrolliert werden bzw. das System beispielsweise auf das Verhältnis von Eigenkapital und gezeich-
netem Kapital bzw. der hinsichtlich der Gesellschaftsform zu erwartenden Höhe des gezeichneten Kapitals achtet. Wenn diese Zahlen
einer Gesellschaft nicht den Vorschriften im Gesetz entsprechen, kann es leicht vorkommen, dass sie vom Handelsregistergericht eben-
falls automatisch ersucht wird, dies zu klären.

Dienstleistungen der WTS Klient Ungarn:

» Steuerberatung
» Financial advisory
» Rechtsberatung
» Buchhaltung
» Lohnverrechnung

Diese WTS-Information stellt keine Beratung dar und verfolgt ausschließlich den Zweck, ausgewählte Themen allgemein darzustellen.

Die hierin enthaltenen Ausführungen und Darstellungen erheben daher weder einen Anspruch auf Vollständigkeit noch sind sie
geeignet, eine Beratung im Einzelfall zu ersetzen. Für die Richtigkeit der Inhalte wird keine Gewähr übernommen.

Im Falle von Fragen zu den hierin aufgegriffenen oder anderen fachlichen Themen wenden Sie sich bitte an Ihren WTS Ansprech-
partner oder an einen der unten genannten Kontakte.
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